
 

 

Beantwortung
 
des dringlichen überparteilichen Postulats 20170382, Urs Scheuss, Grüne, 
Alfred Steinmann, SP, Glenda Gonzalez, PSR, Judith Schmid, PdA, Ruth Tennenbaum, 
Passerelle, Max Wiher, GLP, «‟Westast so besser„ mit Ausführungsprojekt 
‟Westumfahrung Biel„ auf gleicher Stufe vergleichen» 
 
Das Postulat ersucht den Gemeinderat, das Alternativprojekt von unabhängiger Seite mit 
dem aktuellen Ausführungsprojekt auf gleicher Stufe zu vergleichen. Die Postulantinnen und 
Postulanten sprechen dabei indirekt im Namen der Organisation «Westast so nicht!», welche 
das vorliegend interessierende Alternativprojekt erarbeitet und öffentlich präsentiert hat. 
 
Wie der Gemeinderat in seiner Beantwortung des dringlichen Postulats 20170343 
Peter Bohnenblust, «Fakten-Check für den Vorschlag Westast so besser» darlegte, ist er für 
ein Alternativprojekt offen, wenn es die gleiche verkehrliche Entlastung mit sich bringt wie die 
geplante Variante. In diesem Sinn unterstützt er eine von Bund und Kanton durchgeführte 
Prüfung der präsentierten Alternativvorschläge, dies auch unter Berücksichtigung ihrer 
Auswirkungen auf die geplanten verkehrlich flankierenden Massnahmen (vfM). 
Der Gemeinderat weist an dieser Stelle nochmals darauf hin, dass die anschliessende 
Berichterstattung an den Stadtrat lediglich im Sinne einer Kenntnisnahme erfolgen kann, da 
der Bauherr bekanntlich der Kanton ist und dieser über das konkrete Projekt zu befinden hat.  
 
Eine umfassende Prüfung des Alternativprojekts, wie sie der vorliegende Vorstoss verlangt, 
würde jedoch bedeuten, dass dieses im jetzigen Stadium auf dasselbe planerische Niveau 
gebracht werden müsste wie das Ausführungsprojekt. Ein solches Vorhaben wäre mit 
massiven Kosten im zweistelligen Millionenbereich verbunden und wäre nicht zuletzt deshalb 
verfrüht, weil der Kanton als Bauherr hat klare Signale vom Bund (ASTRA) erhalten hat, 
dass dieser nicht bereit wäre, weitere Kosten für die Prüfung von Varianten zu übernehmen. 
Auch gibt der Gemeinderat zu bedenken, dass der vorgelegte Alternativvorschlag in nur sehr 
rudimentärer Form vorliegt und auf dieser Basis eine umfassende und detaillierte Prüfung, 
wie sie das Postulat skizziert, gar nicht möglich wäre.  
 
Der Gemeinderat ist aber bereit, mit allen involvierten Akteuren inkl. der Stadt Nidau sowie 
der Gruppierung «Westast so nicht!» gangbare Wege auszuloten, welche Themen mit 
welchen Grundannahmen überprüft und verglichen werden könnten. In Übereinstimmung mit 
den Überlegungen des Komitees «Westast so nicht!» in dessen Eingabe vom 
13. Dezember 2017 an den Gemeinderat sollte die Federführung für eine solche Prüfung 
beim Tiefbauamt des Kantons Bern liegen, wobei der zielgerichtete Beizug externer 
Fachleute Sinn machen kann. Der Gemeinderat macht darauf aufmerksam, dass die 
Vorbereitung dieser Prüfungsarbeiten und deren Durchführung voraussichtlich längere Zeit in 
Anspruch nehmen dürften, auch wenn punktuelle Einzelergebnisse mutmasslich bereits 
rascher verfügbar sein werden. Weiter werden auch die konsolidierten Erkenntnisse der 
verkehrlichen Auswirkungen des per Ende Oktober 2017 eröffneten Ostastes sowie der 
damit verbundenen vfM für die weiteren Überlegungen von Interesse sein; konsolidierte und 
belastbare Ergebnisse von dieser Seite werden nicht vor Ende 2018 zur Verfügung stehen. 
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In diesem Sinn ist der Gemeinderat bereit, sich beim Kanton für ein pragmatisches Vorgehen 
einzusetzen. Sollten in der Folge Änderungen am Ausführungsprojekt vorgenommen 
werden, wären in einem weiteren Schritt deren Konsequenzen auf das 
Gesamtmobilitätskonzept für die Agglomeration Biel aufzuzeigen. Hingegen ist es aufgrund 
der unterschiedlichen zeitlichen Dimensionen nicht realistisch, dass die allfälligen Ergebnisse 
der vom Postulat geforderten Prüfungshandlungen bereits in die aktuell laufende Erarbeitung 
des Bieler Gesamtmobilitätskonzept einfliessen können; dies muss gegebenenfalls mit einer 
Aktualisierung resp. Nachführung erfolgen. 
 
Deshalb beantragt der Gemeinderat dem Stadtrat, das dringliche überparteiliche 
Postulat 20170382 erheblich zu erklären. 
 
 
Biel, 21. Februar 2018 
 
 
 
Namens des Gemeinderates 
 
Der Stadtpräsident:  Die Stadtschreiberin: 
 
 
 
Erich Fehr Barbara Labbé 
 
 
 
 
Beilage: 
Dringliches überparteiliches Postulat 20170382 
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